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BERICHT DER KOMMISSION AN DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DEN
RAT

UBER DIE ANWENDUNG DER RICHTLINIE 2005/85/EG VOM 1. DEZEMBER 2005
UBER MINDESTNORMEN FUR VERFAHREN IN DEN MITGLIEDSTAATEN ZUR
ZUERKENNUNG UND ABERKENNUNG DER FLUCHTLINGSEIGENSCHAFT

1. EINLEITUNG

Die Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 2005 Uber Mindestnormen fir
Verfahren in  den Mitgliedstaaten zur Zuerkennung und Aberkennung der
Fliichtlingseigenschaft (die , Richtlinie*)* ist eines von funf Asylinstrumenten, die aufbauend
auf den Schlussfolgerungen des Européischen Rates von Tampere 1999 und im Einklang mit
dem Haager Programm die Grundlagen fir ein Gemeinsames Europdisches Asylsystem
(Common European Asylum System, CEAS) bilden. Die Richtlinie gilt fur alle Mitgliedstaaten
mit Ausnahme von Danemark®.

Der vorliegende Bericht wurde gemal® Artikel 42 der Richtlinie erstellt und gibt einen
Uberblick tber die Umsetzung und Durchfilhrung der Richtlinie in den Mitgliedstaaten,
einschliefdich moglicher Probleme. Der Bericht stiitzt sich auf eine Auswertung der an die
Kommission gemeldeten Umsetzungsmal3nahmen, Beratungen mit Sachverstandigen der
Regierungen, NRO, Asylrechtlern und dem UNHCR, die Antworten der Mitgliedstaaten auf
den Fragenkatalog der Kommission, Untersuchungen ber die Durchfiihrung der Richtlinie®,
Berichte Uber vom Européischen Flichtlingsfonds kofinanzierte Projekte, den Bericht tUber
Asylverfahren in den 1GC-Staaten* sowie die ECRE/EL ENA-Erhebung (iber Rechtshilfe fiir
Asylwc?ende. Er ist in Verbindung mit der Folgenabschatzung zur Neufassung der Richtlinie
Zu lesen’.

Fir jene Mitgliedstaaten, die bis zum Zeitpunkt der Erstellung des Berichts keine
umfassenden Umsetzungsmal3nahmen gemeldet hatten, wurden einschlégige Daten auf der
Grundlage der geltenden Rechtsprechung und ggf. von Gesetzesentwiirfen erhoben.

2. HISTORISCHER UND POLITISCHER HINTERGRUND

Die Richtlinie wurde nach Konsultation des Européischen Parlaments vom Rat einstimmig
angenommen. Ziel ist die Festlegung von Mindestnormen fur faire und effiziente
Asylverfahren. Im Haager Programm wurde die Kommission ersucht, die Normen der ersten
Phase zu bewerten und Instrumente der zweiten Generation mit Blick auf deren Annahme bis

! ABI. L 326 vom 13.12.2005, S. 13.
2 In diesem Bericht werden mit ,Mitgliedstaaten“ die an die Richtlinie gebundenen Mitgliedstaaten
bezei chnet.

Siehe: Universitét Nijmegen, , The Procedures Directive: Centra Themes, Problem Issues, and
Implementation in Selected Member States*, K. Zwaan (Hg.) Mé&z 2008; UNHCR, ,Improving
Asylum Procedures. Comparative Analysis and Recommendations for Law and Practice", Mérz 2010.
IGC, ,,Asylum Procedures. Report on Policies and Practices in IGC Participating States*, Mai 2009.
Vorschlag fur eine Richtlinie des Européischen Parlaments und des Rates Uiber Mindestnormen tiber
Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzstatus
(Neufassung), 21. Oktober 2009, KOM (2009)554.
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Ende 2010 vorzuschlagen. In ihrer kiinftigen Asylstrategie® schlug die Kommission vor, die
zweite Phase des CEAS durch ene Verringerung voneinander abweichender
Verfahrensregelungen, eine Erhéhung der Standards in Bezug auf den Flichtlingsschutz und
eine Gewahrleistung ihrer einheitlichen Anwendung in der gesamten EU zu vollenden. Der
Européische Pakt zu Einwanderung und Asyl vom 16. Oktober 2008 lieferte zusétzliche
politische Unterstiitzung fur dieses Ziel, indem er die Kommission ersuchte, falls mdglich
2010, spétestens aber 2012 Vorschlage fir u. a. ein einheitliches Asylverfahren einschlief3lich
gemeinsamer Garantien vorzulegen. Das Stockholmer Programm bestdtigt  diese
Verpflichtung.

Am 21. Oktober 2009 legte die Kommission einen Vorschlag fiir die Anderung der Richtlinie
vor. Bei dieser geht es insbesondere um eine Optimierung und Konsolidierung der Verfahren
sowie um eine Verbesserung der Qualitat der erstinstanzlichen Entscheidungen in der EU. Die
vorgesehenen Normen basieren u. a. auf vorbildlichen Verfahren, die von der Kommission in
verschiedenen Mitgliedstaaten ermittelt wurden.

3. UBERWACHUNG UND STAND DER UMSETZUNG

Die Frist fur die Umsetzung fur den Grofdteil der Richtlinie war der 1. Dezember 2007,
wahrend Artikel 15 betreffend Rechtshilfe bis zum 1. Dezember 2008 umgesetzt werden
musste. Nach Ablauf der beiden Fristen wurden gegen alle Mitgliedstaaten Verstol3verfahren
eroffnet, die Uber ihre Umsetzungsmal3nahmen nicht bzw. nicht umfassend Bericht erstatteten.
Daraufhin versendete die Kommission im Einklang mit Artikel 226 des Vertrags
17 Aufforderungsschreiben und funf mit Griinden versehene Stellungnahmen. Derzeit haben
alle Mitgliedstaaten mit Ausnahme von BE und IE ihre vollstandigen Umsetzungsmal3nahmen
gemeldet. Die Kommission hat entschieden, die Félle gegen BE und |E an den Européischen
Gerichtshof zu verweisen und versendete an EL ein Aufforderungsschreiben im Hinblick auf
dessen unsachgemal3e Umsetzung mehrerer Vorschriften der Richtlinie, v. a. derjenigen Uber
den Zugang zu dem Verfahren und zur Behandlung unbegleiteter Minderjahriger.

Zwischen 1. Januar 2008’ und 31. Dezember 2009 belief sich die Zahl der von den 26 an die
Richtlinie gebundenen Mitgliedstaaten registrierten Asylantrége auf 492 995. In demselben
Zeitraum veroffentlichten diese Mitgliedstaaten 444 165 erstinstanzliche Entscheidungen und
125 785 Entscheidungen nach Berufungsverfahren®.

4. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
4.1. Begriffshestimmungen (Artikel 2)

Die Begriffsbestimmungen der Richtlinie schlagen sich im Allgemeinen in der nationalen
Gesetzgebung nieder. In mehreren Mitgliedstaaten (z. B. BE, IE, LT, PL, SK, Sl und dem
UK) bezieht die nationale Definition eines Asylbewerbers entgegen der Anforderung der
Richtlinie jedoch nicht explizit Personen als Antragstellende im Vorfeld einer endglltigen

.Kunftige Asylstrategie — ein integriertes Konzept fiur EU-weiten Schutz*, 17.Juni 2008,
KOM (2008) 360.

In diesem Abschnitt aufgefiihrte Entscheidungen tber vor dem 1.12.2007 gestellte Antrége fielen nicht
unter die Richtlinie.

Die Angaben Uber Urteile nach Berufungsverfahren sind jedoch nicht vollsténdig, da drei
Mitgliedstaaten keine Daten fir 2008 und neun keine Daten fiir 2009 vorlegten.
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Entscheidung ein, und in den Rechtsvorschriften von |E spiegelt sich die Begriffsbestimmung
far ,,unbegleiteter Minderjahriger” der Richtlinie nicht wider.

4.2. Anwendungsbereich und zustandige Behorden (Artikel 3 und 4)

Alle Mitgliedstaaten auf3er |E haben ein einheitliches Verfahren geschaffen und wenden somit
die Richtlinie im Hinblick auf die Prifung sowohl der Flichtlingseigenschaft als auch eines
subsididren Schutzstatus an. Die Uberwiegende Mehrheit der Mitgliedstaaten hat eine
einzelne Asylbehdrde benannt, in der Regel eine speziadisierte Verwaltungsbehdrde. In
einigen Mitgliedstaaten sind andere Behdrden in bestimmte Sonderverfahren oder -falle
involviert, und zwar ein Verfahren an der Grenze (EE, FR), ein Vorabverfahren fir
Folgeantrége (BE), die nationale Sicherheit betreffende Falle (BE) sowie Falle unter
Anwendung des Konzepts des sicheren europaischen Drittstaats (DE).

5. SPEZIELLE BESTIMMUNGEN
5.1. Grundsitze und Garantien
5.1.1. Zugang zum Verfahren (Artikel 6)

Die Mitgliedstaaten missen das Recht, Asyl zu beantragen gewahren und dafir sorgen, dass
die einschlagigen Behorden in der Lage sind, Personen, die Asyl beantragen mdéchten, den
Zugang zum Verfahren zu ermdglichen. Die weitere Ausgestaltung der Zugangsverfahren
liegt im Ermessen der Mitgliedstaaten.

Waéhrend alle Mitgliedstaaten formal das Recht, Asyl zu beantragen, gewéhren, unterscheiden
sich die nationalen Zugangsverfahren — was ihren jetzigen Stand betrifft — erheblich. In
einigen Mitgliedstaaten sind Strafverfolgungsbehdrden, in der Regel Polizel und/oder
Grenzschutz, fur die Annahme von Asylantrdgen zusténdig (z. B. BE, CY, FI, FR, LT, EE,
EL, IT, LV, PL, PT, RO und SK). In anderen Mitgliedstaaten muss ein Antrag bel einer
bestimmten Stelle eingereicht werden, etwa einem Antrags(annahme)zentrum oder bel der
Asylbehdrde selbst (z. B. AT, BG, DE, CZ, HU, FR, NL, MT, SI, SE und UK). In mehreren
Mitgliedstaaten bietet dieses System die Mdglichkeit, die Absicht, Asyl zu beantragen,
zunéchst auch gegeniiber anderen Behdrden kundzutun (z. B. AT, DE, BG, Sl). In FR sollen
Personen, die sich irreguldr im Hoheitsgebiet aufhalten, zunéchst bei einer prefecture ein
Aufenthaltsrecht beantragen und anschlief3end bei der Asylbehdrde einen Antrag stellen.

Von Eltern gestellte Antrdge erstrecken sich im Allgemeinen auf unterhaltsberechtigte
Minderjahrige; CY, FR, EL, HU, MT, PL und PT sehen auch die Mdoglichkeit einer
Antragstellung im Namen unterhaltsberechtigter Volljahriger vor. In einigen Mitgliedstaaten
(z.B. EL, NL, DE) wird Minderjghrigen ab einem bestimmten Alter das Recht auf
Antragstellung gewéhrt. In BE, DE, FR, EL, LT, NL und SK ist der Antrag eines
unbegleiteten Minderjéhrigen durch einen Vormund oder anderen Vertreter zu stellen.

In den Mitgliedstasten sind bestimmte Behorden® oder staatlichen Einrichtungen im
Allgemeinen'® verpflichtet, Asylsuchende de facto an die zustandige Behdrde zu verweisen
(z.B. EL, LV, NL, MT, SK) und/oder diese Behorde Uber den Asylantrag zu informieren

o Bezug nehmend auf BE, CZ, EL, HU, FR, MT, SK.
10 Bezug nehmend auf AT, BG, FI, LV, NL, SE.
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(z. B. AT, BE, CZ, EL, HU, LV, MT und SE). Die Frist fur den Abschluss der Formalitdten
im Zusammenhang mit den Antragen ist unterschiedlich. Sie kann drei bis funf Monate (MT),
36 Tage (FR™), einen Monat (NL'?) oder zwei Wochen (CY) betragen, wahrend BE, CZ, Fl,
HU, LT und SE Fristen von maximal drei Tagen melden. Lange Verzégerungen und andere
praktische Probleme im Hinblick auf den Zugang zum Verfahren werden in EL gemeldet.

5.1.2. Berechtigung zum Verbleib im Mitgliedstaat (Artikel 7)

Der Berechtigung zum Verbleib im Mitgliedstaat bis zum Ergebnis der erstinstanzlichen
Verfahren wird in den nationalen Rechtsvorschriften generell Rechnung getragen. Die
Mitgliedstaaten verfolgen allerdings unterschiedliche Ansétze in Bezug auf Ausnahmen im
Zusammenhang mit Uberstellungen oder Auslieferungen. In einer Reihe von Mitgliedstaaten
ist die Audlieferung eines Asylbewerbers an das Herkunftsland nur nach ablehnender
Entscheidung Uber den Asylantrag mdglich (z. B. EE, EL, ES, FI, HU, LT, LV, NL, PT, S,
SK und UK). Ausnahmen sind in AT, CY, CZ, DE, FR", IE, IT, LU, MT, PL und SE
zulassig. In RO ist eine Ausnahme nur in Féallen im Zusammenhang mit Terrorismus maglich.

5.1.3. Anforderungen an die Entscheidungsfindung und Garantien fur Asylbewerber
(Artikel 8, 9 und 10)

Asylantrage konnen nicht allein deshalb abgelehnt oder von der Prifung ausgeschlossen
werden, weil die Antragstellung nicht so rasch wie moglich erfolgt ist. Dieser Grundsatz wird
in den Mitgliedstaaten generell beachtet. Allerdings kniipfen FI und MT* die Antragstellung
in elnem spéateren Stadium an bestimmte Bedingungen, und in FR und CZ muss die
Antragstellung bel in Gewahrsam befindlichen Personen innerhalb von funf bzw. sieben
Tagen nach deren Unterrichtung tiber dieses Recht erfolgen™.

Gemd3 der Richtlinie sind Antrdge einzeln, objektiv und unparteiisch durch fir
Asylangelegenheiten zustandige Bedienstete und auf der Basis genauer und aktueller
Informationen tiber das Herkunftsland zu priffen. AT, CY, DE, EL™, FI, HU, IT, LU, RO, S|
und das UK haben diese Normen ausreichend klar und detailliert umgesetzt'’, wahrend die
nationalen Regelungen anderer Mitgliedstaaten diese nur implizit widerspiegeln.
Institutionelle Regelungen, u. a. Follow-up-Schulungen, werden in AT, BE, FI, DE, SE, HU,
NL und im UK durchgefihrt. Andere Mitgliedstaaten setzen eher auf Ad-hoc-Schulungen,
wobei sich Lange, Intensitét und Inhalt der Mal3nahmen erheblich unterscheiden.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Entscheidungen Uber Asylantrdge seitens der
Behorden generell schriftlich ergehen, dass bei Ablehnung eines Antrags die sachlichen und

1 Die Frist umfasst einen Zeitraum von 15 Tagen fir das Ausstellen einer Aufenthaltsgenehmigung durch

die préfecture sowie von 21 Tagen fur die Antragstellung. In der Praxis dauert der Vorgang im

Durchschnitt 20 Tage.

Bezug nehmend auf die Wartezeit in einem Ubergangszentrum.

Auch wenn die beiden Verfahren parallel durchgefiihrt werden, liefert FR Asylbewerber nicht an das

Herkunftsland aus.

In MT ist ein Antrag innerhalb von 60 Tagen nach Ankunft zu stellen. Spétere Antrége kénnen nur aus

besonderen und auf3ergewdhnlichen Griinden zugel assen werden.

Nach Ablauf der Frist gilt ein Antrag in FR als unzuldssig, wahrend in CZ ,das Recht, Asyl zu

beantragen, aud auft”.

Esliegen jedoch Berichte tiber Probleme im Hinblick auf die Anwendung der Normen in der Praxis vor.

v In einigen Mitgliedstaaten (z.B. DE, FI und HU) beinhdten die Rechtsvorschriften keine
ausdriicklichen Vorschriften Uber die Qualifikationen von fir Asylangelegenheiten zustdndige
Bedienstete. In der Praxis werden jedoch Schulungen durchgefiihrt.
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rechtlichen Grinde hierfir dargelegt werden und dartber informiert wird, wie die
Entscheidung angefochten werden kann'®, Die Entscheidungen weichen im Hinblick auf
Aufbau und Inhalt jedoch stark voneinander ab, und es liegen Berichte Uber eine mangelnde
Qualitét der Begriindung vor'®. CY und NL verfiigen Uber eine optionale Klausel, die es
ermoglicht, in den Falen auf eine Begriindung zu verzichten, in denen der Person, deren
Flichtlingseigenschaft abgelehnt wird, ein Status angeboten wird, der mit denselben Rechten
verbunden ist.

Die nationale Gesetzgebung spiegelt im Allgemeinen diein Artikel 10 Absatz 1 der Richtlinie
genannten Garantien wider. Die Uberwiegende Mehrheit der Mitgliedstaaten informiert die
Asylbewerber in einer Sprache, deren Kenntnis vorausgesetzt werden kann. In manchen
Mitgliedstaaten haben Asylbewerber jedoch auch das Recht, in einer Sprache, die sie
verstehen, informiert zu werden (AT, CZ, HU, LT, PL, BG), was somit tUber die Normen der
Richtlinie hinausgeht. Um Personen Uber das Verfahren zu informieren, nutzen die
Mitgliedstaaten Druckmaterialien in verschiedenen Sprachen (AT, BE, ES, CY, CZ, EE, H,
FR, IE, HU, LT, LV, MT, NL, PL, SE, SK, RO); mehrere Mitgliedstaaten nehmen
sachdienliche Informationen in Verfahrensdokumente auf, die dezidiert an die Betroffenen
gerichtet sind (BG, CY, CZ, SK) und/oder informieren die Asylbewerber mundlich (FI, LT,
MT, SK).

In der Uberwiegenden Mehrheit der Mitgliedstaaten wird — wie in Artikel 10 Absatz 1
Buchstabe b festgelegt — in den nationalen Vorschriften das Recht auf die kostenfreien
Dienste eines Dolmetschers/einer Dolmetscherin zumindest bei einer personlichen Anhorung
garantiert. Diese Vorschrift wurde in BE und IE® nicht vollstandig umgesetzt, und in EL
werden Dolmetscher Berichten zufolge lediglich in der Hauptstadt hinzugezogen. Einige
Mitgliedstaaten (z. B. FI, FR, LT) nutzen Video- oder Telefonkonferenzen, um den Mangel
an Dolmetschern fur bestimmte Sprachen oder in bestimmten Gegenden auszugleichen, und
im Hinblick darauf wurden wichtige praktische Kooperationen, v.a. das Projekt eines
Dolmetscherpools (Interpreters Pool Project) initiiert. Es wird erwartet, dass das Europaische
Unterstitzungsbiro fur Asylfragen solchen Kooperationsinitiativen weitere Impulse verleiht.

Im Hinblick auf die Pflicht beztglich der Mitteilung tber die Entscheidung setzt eine Gruppe
von Mitgliedstaaten die Asylbewerber bei einem Treffen personlich in Kenntnis (z. B. BG,
EE, CZ, IT, LT, ES?), wahrend andere die Entscheidung auf dem Postweg (ibermitteln (z. B.
FR, DE, EE). Mehrere Mitgliedstaaten stellen die Entscheidung sowohl dem Asylbewerber
as auch seinem Rechtsberater zu (z. B. BE, BG, CZ, LT, NL%, SI), wahrend DE und NL*
die Klausel dergestalt anwenden, dass sie lediglich einen Rechtsberater tiber die Entscheidung
in Kenntnis setzen. Im UK werden je nach Verfahren alle oben beschriebenen
V orgehensweisen genutzt.

Die Behorden setzen die Asylbewerber tber das Ergebnis der Entscheidung und ihre Rechte,
diese anzufechten, mundlich — einschliefdlich unter Beiziehung eines Dolmetschers (BG, CZ,

18 Einige Mitgliedstaaten (z. B. NL und Fl) setzen auf gemeinschaftliches V erwaltungsrecht, insbesondere

in Bezug auf die Anforderung, die Entscheidungen zu begriinden.

Besondere Bedenken werden in Bezug auf die Begriindung von Entscheidungen in EL gedul3ert.

In IE ist die Anwesenheit eines Dolmetschers bei einer Anhdrung nur ,wo méglich* gesetzlich
vorgeschrieben. In BE kann auf eine Anhorung verzichtet werden, wenn kein Dolmetscher zur
Verfligung steht.

Bezug nehmend auf die vorherrschende V erwaltungspraxis.

Bezug nehmend auf das Verfahren in einem Antragszentrum.

Bezug nehmend auf das erweiterte Verfahren.
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EE, EL, IT, FI, IT, LT, ES) — oder durch Ubermittlung einer schriftlichen Ubersetzung (AT,
CY, EE, DE, FR, PL, RO, Sl) in Kenntnis. BE, ES und NL bieten eine kostenlose
Rechtsberatung an*’. In IE fehlen in den Rechtsvorschriften ausdriickliche Regelungen zur
Durchsetzung dieser Garantie, und in EL werden Asylbewerber Berichten zufolge nicht
ordnungsgemal’ tber die Entscheidung und Rechtsbehelfe informiert. In EE, LT, BG und Sl
wird dem Antragsteller die gesamte Entscheidung mit Hilfe eines Dolmetschers vorgel esen
oder schriftlich Gbersetzt, was ein vorbildliches Verfahren darstellt.

5.1.4. Personliche Anhorung (Artikel 12, 13 und 14)

Alle Mitgliedstaaten raumen das Recht auf eine personliche Anhdrung ein, wobei manche
optionale Ausnahmen nutzen. Auf die Anhdrung kann verzichtet werden, wenn die Behérde
bereits ein Treffen mit dem Antragsteller hatte, um ihn bei der Ausfillung des Antrags zu
unterstitzen (CY, EL, Sl und UK), wenn der Antragsteller irrelevante Punkte angefihrt hat
(CY, EL, Sl und UK), seine Erklarung inkoharente, widersprichliche, unwahrscheinliche oder
unzureichende Angaben enthdlt (CY, EL, Sl und UK), er aus einem sicheren Herkunftsland
(EL und Sl) oder einem sicheren Drittland kommt (EL, FI, SI und UK), enen
Wiederholungsantrag stellt (CY, CZ, DE, FI, EL, IT, LU, SI und UK) oder einen Antrag
stellt, um eine Ruckfihrung zu verzogern (CY, EL, SI und UK). In verschiedenen Féllen
weichen nationale Ausnahmen vom Wortlaut der Richtlinie ab®.

Die Anforderung der Richtlinie, die Anhorung ohne die Anwesenheit von
Familienangehorigen durchzufiihren, wird in den nationalen Rechtsvorschriften generell
befolgt. Allerdings sind die Regelungen in FR, NL, SI und IE in diesem Punkt nicht explizit
genug. In manchen Mitgliedstaaten (z. B. BG, CZ, ES, FI, DE, NL und Sl) schlagt sich in den
nationalen Vorschriften die Anforderung der Richtlinie, eine angemessene Vertraulichkeit
personlicher Anhérungen zu gewahrleisten, nicht ausdrticklich nieder. Probleme in Bezug auf
die Praxis werden in EL und ES berichtet.

Nach der Richtlinie sind die Mitgliedstaaten verpflichtet zu gewéhrleisten, dass die
personliche Anhdrung unter Bedingungen durchgefuhrt wird, die dem Antragsteller eine
umfassende Darlegung der Grinde seines Asylantrags gestatten. Wahrend diese Norm fir
jene Antragsteller von Belang ist, die aufgrund ihres Geschlechts, Alters und/oder infolge
eines Traumas moglicherweise zusétzliche Unterstiitzung bendtigen, beinhaltet die Richtlinie
keine ausdricklichen Garantien fur Asylbewerber mit spezifischen Bedurfnissen, etwa
gleichstellungsorientierte  Anhérungen. Einige Mitgliedstaaten verfigen jedoch Uber
einschldgige Regelungen wie die Bereitstellung eines Dolmetschers und/oder zustandigen
Bediensteten desselben Geschlechts (AT, BE, BG, CZ, DE, ES, NL, LT, IT, HU, SK, Sl und
UK) und informieren Uber geschlechtsspezifische Aspekte bei der Zuerkennung der
Flichtlingseigenschaft (AT, DE, SE).

Laut den Vorgaben der Richtlinie muss die Verstandigung mit dem Antragsteller bel der
Anhorung in einer Sprache erfolgen, ,, deren Kenntnis verntinftigerwei se vorausgesetzt werden
kann“. Die nationalen Regelungen mehrerer Mitgliedstaaten (AT, BG, CZ, BE, HU, LT, IT,
EL) gehen Uber diese Norm hinaus und beziehen sich auf eine Sprache, die der Antragsteller

24 Laut Artikel 10 Absatz1 Buchstabee der Richtlinie kénnen die Mitgliedstaaten von dieser
Verpflichtung abweichen, sofern eine kostenlose Rechtsberatung zur Verfligung steht.

Auf die Anhorung kann verzichtet werden, wenn kein Dolmetscher zur Verfigung steht (BE) oder
wenn der Antrag offenbar unbegriindet ist (FR). In Sl ist eine Anhérung im Rahmen des beschleunigten
Verfahrens nicht zwingend und wird Berichten zufolge in der Praxis haufig unterlassen.

25
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versteht, wahrend sich andere Mitgliedstaaten an den Wortlaut der Richtlinie halten. Es wird
berichtet, dass gesetzliche Regelungen in der Praxis nicht immer befolgt werden, v. a
aufgrund fehlender Dolmetscher®. In manchen Mitgliedstaaten (z. B. BG, ES, FI, DE, NL,
IE) schlagt sich die Norm der Richtlinie beziiglich der Qualifikationen der anhérenden Person
nicht ausdriicklich in den nationalen Rechtsvorschriften nieder.

Die Anforderung, einen Bericht Uber die Anhoérung zu erstellen und dem Antragsteller
Zugang zu diesem zu gewahren, spiegelt sich in den nationalen Regelungen im Allgemeinen
wider. In der Praxis gibt es diesbeziiglich jedoch starke Abweichungen: Manche
Mitgliedstaaten erstellen einen Bericht (z. B. EL, IT, NL, DE, CY, HU, IE, MT, PT, RO, SE),
andere eine Abschrift (z. B. BE, BG, FR, CZ, FI, LT, SI, UK, SK, PL) und einige erstellen
Audio- und/oder Videoaufzeichnungen (AT, FI, ES, HU, LU, LV, PL und UK). Wé&hrend
einige Mitgliedstaaten dem Antragsteller die Moglichkeit einrdumen, zum Dokument Uber die
Anhorung Stellung zu nehmen (z. B. CY, FI, HU, DE, BG, NL, PT, MT, PL, RO und SK),
entspricht dies nicht dem Standardverfahren in allen Mitgliedstaaten. Daher unterscheidet sich
die Genauigkeit der Aufzeichnungen. Abweichende Vorgehensweisen werden im Hinblick
auf den Zugang zum Bericht gemeldet. In manchen Mitgliedstaaten (z. B. FI, DE, HU, IT,
NL, CZ SK, PL und UK) wird ein solcher Zugang im erstinstanzlichen Verfahren gewahrt,
wahrend andere (z. B. CY, EL, BE, BG, RO und FR) den Zugang erst nach der Entscheidung
gewahren.

5.1.5. Rechtsberatung und -vertretung (Artikel 15 und 16)

Der Rechtsanspruch, einen Rechtsberater oder Rechtsanwalt zu konsultieren, ist EU-weit
formal anerkannt, wobei die Mitgliedstaaten jedoch in Bezug auf die Bereitstellung einer
kostenlosen Rechtsberatung unterschiedlich verfahren. CY, EE, EL, FR, DE, IT, LV, MT, PL,
RO, SK und Sl haten sich an den Wortlaut der Richtlinie und stellen diese erst in der
Rechtsbehelfsphase zur Verfliigung. Andere Mitgliedstaaten gehen jedoch Uber die Norm
hinaus und gewahren bereits im Rahmen erstinstanzlicher Verfahren Prozesskostenhilfe (BE,
ES, BG, FI, HU, IE, NL, LT, LU, SE, PT und UK)? oder eine kostenlose Rechtsberatung
(AT, CZ®). In der Rechtsbehelfsphase gewzhren die meisten Mitgliedstaaten
Prozesskostenhilfe sowohl fir die ersten Rechtsbehelfe als auch fir nachfolgende
Rechtsbehelfe. AT und CY stellen Rechtshilfe in Form einer Rechtsvertretung jedoch nur bei
Verfahren vor hoheren Gerichten zur Verfigung. Wahrend BE, BG, CZ, FI, HU, LT, RO, S|
und SE vor der Gewahrung von Prozesskostenhilfe keine Bedurftigkeitsprifung durchfihren,
ist dies in anderen Mitgliedstaaten der Fall, und die nationalen Verfahren unterscheiden sich
stark im Hinblick auf die anwendbare Schwelle, die Rechtsbehelfsphasen und die zustandigen
Behorden. Fehlende ausreichende Mittel sind in den meisten Mitgliedstaaten eine formelle
Vorbedingung fiir die Inanspruchnahme von Rechtshilfe®.

Die Mitgliedstaaten sind — unter verschiedenen Bedingungen — verpflichtet, einem
Rechtsanwalt oder Rechtsberater Zugang zur Akte des Antragstellers zu gewdhren sowie
diese den Berufungsbehdrden zur Verfligung zu stellen. Die Mehrzahl der Mitgliedstaaten
gewdhrt Rechtsberatern diesen Zugang uneingeschrankt. Einschrénkungen, meist aus
Grinden der nationalen Sicherheit, geltenin EL, CY, LT, IE, ES, NL und im UK. In manchen
Mitgliedstaaten (FR, IT) haben Rechtsberater Berichten zufolge unter Umstanden keinen

26
27
28

Schwerwiegende Probleme werden insbesondere in Bezug auf EL berichtet.

InFl, ES, HU, LT, IE und im UK unterliegt dieses Recht jedoch einer Bedirftigkeitsprifung.
Bezug nehmend auf NRO-Dienste, die aus 6ffentlichen Mitteln kofinanziert werden.

29 Diese Bedingung gilt nicht in BE, CZ und RO.
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Zugang zu Informationen bezuglich des Herkunftslandes, auf die sich die Asylbehdrde stitzt.
Berufungsbehdrden haben generell Zugang zu den gesamten Informationen in der Akte des
Antragstellers®. In alen Mitgliedstaaten mit Ausnahme von FR ist Rechtsberatern die
Teilnahme an einer erstinstanzlichen Anhdrung gestattet.

5.1.6. Garantien fur unbegleitete Minderjahrige (Artikel 2 Buchstabei und 17)

Alle Mitgliedstaaten sehen eine Vertretung fir unbegleitete Minderjahrige in dem Verfahren
vor, und die Benennung eines gesetzlichen Vormunds oder einer Einrichtung, die als
gesetzlicher Vormund agieren kann, ist vorherrschende Praxis. Entsprechende Systeme gibt es
in AT, BE, BG, CY, ES, CZ, DE, EL, EE, FI, FR, HU, IT, LT, LV, MT, NL, PL, PT, SE, SK
und SI, wobei sich diese jedoch in Bezug auf institutionelle Regelungen, die beteiligten
Behorden sowie die Rolle und die Qualifikationen des Vormunds stark unterscheiden.
Manche Mitgliedstaaten verfligen Gber Systeme mit verschiedenen Formen der Vertretung in
bestimmten Phasen oder wahrend des gesamten Verfahrens, u. a. die Vertretung durch einen
Rechtsberater (AT, PL), NRO (CZ, FR*, PT) oder soziale Dienste (ES). In IE und im UK
werden Minderjghrige von einer Organisation vertreten, die fir die Betreuung und das
Wohlbefinden der Minderjahrigen verantwortlich ist.

In nur wenigen Mitgliedstaaten gibt es beziglich der Verpflichtung, einen Vertreter zu
benennen, Ausnahmeregelungen. EL sieht fir den Fall eine Ausnahme vor, dass das Kind
erwartungsgemald vor der erstinstanzlichen Entscheidung 18 Jahre alt wird, er/sie verheiratet
ist oder bereits war oder aber 16 Jahre alt und in der Lage ist, den Antrag zu verfolgen. Die
letztgenannte Ausnahme gilt auch in DE.

Die Mdoglichkeit &@rztlicher Untersuchungen zur Bestimmung des Alters unbegleiteter
Minderjahriger ist in SK, LU, LT, AT, IT, CY, BG, HU, DE, CZ, BE, SE, MT, PL, RO, Sl
und im UK vorgesehen, und die Minderjahrigen werden mindlich oder schriftlich tUber das
Verfahren der Altersbestimmung informiert. Diese Mitgliedstasten fordern auch die
Einwilligung des Minderjdhrigen und/oder seines Vertreters zur Durchfihrung einer
arztlichen Untersuchung. Fur den Fall, dass eine Person ihre Einwilligung verweigert, wird sie
als Erwachsener behandelt (CZ, HU, NL, RO, PL und SK), wirkt sich dies negativ auf die
Glaubwurdigkeit ihrer Erklarungen aus (AT und LU), oder sie kann sich nicht auf den
Grundsatz ,Im Zweifel fir den Angeklagten® berufen (LT). Die letztgenannte
Vorgehenswei se steht im Widerspruch zu der Richtlinie.

5.1.7. Ricknahme des Antrags (Artikel 19 und 20)

Im Falle einer ausdrticklichen Ricknahme des Antrags wird das Verfahren generell entweder
durch eine Entscheidung (z. B. BE, BG, CZ, FI, DE, HU, PL und SI) oder die Aufnahme e ner
Notiz in die Akte (z. B. ES, FR, NL und UK) eingestellt. In CY, IT* und im UK wird der
Antrag abgelehnt; in EL und MT folgen die Rechtsvorschriften in ihrem Wortlaut der
Richtlinie und sehen somit entweder eine Einstellung des Verfahrens oder eine Ablehnung
des Antrags vor.

Das Konzept einer stillschweigenden Ricknahme findet in der Gberwiegenden Mehrheit der
Mitgliedstaaten Anwendung. In FR und IT ist es nicht formell umgesetzt. Die Situationen, die
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Einschrdnkungen im Zusammenhang mit der nationalen Sicherheit sind in LT und ES méglich.
Bezug nehmend auf das System von Ad-hoc-Verwaltern.
InIT gilt diese Vorschrift, wenn die Anhorung bereits stattgefunden hat.
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Anlass zu der Annahme geben, dass der Antrag zurtickgezogen wird, umfassen — Gber die in
der Richtlinie aufgefiihrten Beispiele hinaus — den Versuch einer unerlaubten Einreise in das
Hoheitsgebiet eines anderen Landes (CZ) oder die freiwillige Ruckkehr in das Herkunftsland
(AT, BE, BG). In den nationalen Vorschriften ist, in der Regel as erster Schritt, eine
Einstellung des Verfahrens (z. B. AT, BG, CY, ES, FI, FR, CZ, HU, LT, MT, NL, PL, PT, SI)
und/oder eine Ablehnung des Antrags (z. B. AT, BE, BG, CY, CZ, EE, EL, MT, RO, UK)
vorgesehen.

5.2. Erstinstanzliche Verfahren
5.2.1. Prufungsverfahren und unbegriindete Antrage (Artikel 23 und 28)

Nach der Richtlinie sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, das Verfahren so rasch wie mdglich
zum Abschluss zu bringen. Die Anséize der Mitgliedstaaten weisen hierbei Unterschiede auf.
In CY, EE, FR, FI, DE, EL, IE, LU, MT, SI, SE und im UK folgen die nationalen
Rechtsvorschriften dem Wortlaut der Richtlinie (z. B. EL, EE, CY und UK) oder sehen den
Grundsatz der gebotenen Sorgfalt und das Recht vor, Uber den Fortgang der
Verwatungsverfahren (FI, SE) unterrichtet zu werden. Darliber hinaus legen einige
Asylbehdrden (z. B. DE, SE und UK) Ziele fur den Abschluss der Félle fest. In anderen
Mitgliedstaaten sehen die Rechtsvorschriften Fristen fur eine Entscheidung vor, namlich einen
Monat (RO), 2,5 Monate (HU), 2,6 Monate (PT), 3 Monate (BG, CZ, LT, LV, SK) und
6 Monate (AT, ES, NL*, PL). Die Frist kann um einen Monat (HU, RO), 3 Monate (BG, LT)
bzw. 9 Monate (LV) und in PT um bis zu 6 Monate verlangert werden. In AT, CZ und PL
unterliegt eine Verlangerung keiner Fristsetzung. In IT ist ein zeitlicher Rahmen fir
bestimmte Phasen des Verfahrens vorgegeben.

Es liegt im Ermessen der Mitgliedstaaten, einen Vorgang vorrangig oder beschleunigt zu
bearbeiten. Ferner kdnnen Verfahren aus 16 besonderen Griinden beschleunigt werden. Die
Umstande, die unter diese Grunde falen, kénnen auch bei Ablehnung eines Antrags als
offensichtlich unbegriindet Beriicksichtigung finden®'. Die einschldgigen nationalen
Regelungen weichen folglich stark voneinander ab.

In AT, BE, CZ, FI, EE, EL, FR, LT, LV, LU, MT, PL, RO, SK, Sl und im UK kann eine
Prifung bei Vorliegen besonderer Grinde beschleunigt werden. Die Anzahl der in den
nationalen Rechtsvorschriften aufgefilhrten Griinde unterscheidet sich erheblich®, und in
einigen Fédlen finden sich Abweichungen vom Wortlaut der Richtlinie. In FR, SI und im UK
wird jeder Antrag zur Ermittlung des anwendbaren Verfahrens geprift, wahrend andere
Mitgliedstaaten dies in das Ermessen der Asylbehdrde stellen. In BG, PT und ES*® werden
samtliche Antrage zunéchst im Rahmen eines vorlaufigen Verfahrens gepriift. Als Ergebnis
dieses Verfahrens wird die Person entweder zu einem Regelverfahren zugelassen, oder ihr
Antrag wird aus Grinden der Unzulassigkeit oder aus Grinden gemal3 Artikel 23 Absatz 4
der Richtlinie abgelehnt. In den NL werden samtliche Antrdge in einem ersten Verfahren
gepruft, das zur Ablehnung des Antrags, der Gewadhrung von Schutz oder der Verweisung des

3 Bezug nehmend auf das erweiterte Verfahren.

b Artikel 28 Absatz 2 der Richtlinie.

% Esgibt 5 GrindeinLT, 8inFl,9inCZ,10in RO, 11in MT, 14inEL und 16 in Sl.

% In ES gelten nach Verabschiedung des neuen Asylgesetzes zwei unterschiedliche beschleunigte
Verfahren an der Grenze und innerhalb des Hoheitsgebiets. Das Verfahren an der Grenze ist mit dem
BG Modell vergleichbar, wahrend das Verfahren innerhalb des Hoheitsgebiets an besondere Griinde
geknipft ist.
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Fals an das erweiterte Verfahren fuhren kann. In SE werden offensichtlich unbegriindete
Falle beschleunigt, wahrend in |E bestimmte Antrage vorrangig bearbeitet werden. HU und
DE verfiigen Uber keine Regelungen in Bezug auf beschleunigte Verfahren.

Die fur einen Abschluss des beschleunigten Verfahrens anwendbaren Fristen sind 48 Stunden
(LT), 3Tage (BG, MT, RO und UK*), 4 Tage (ES® und FR*), 10 Arbeitstage (LV), 15 Tage
(BE* und FR), 1 Monat (EL, CZ und PL), 2 Monate (SK, LU und BE) sowie 3 Monate (AT
und ES). Keine formellen Fristen gelten in EE, IE*, SE und SI, wahrend esin FI, PT und IT
feste Fristen fir den Abschluss bestimmter Phasen des Verfahrens gibt*’. Beschleunigte
Verfahren konnen durchgefiihrt werden, ohne dass die Person die Gelegenheit zu einer
personlichen Anhérung erhdlt (CY, EE, EL, FR, MT, PL, PT, SI und UK), kdnnen mit
kirzeren Fristen fur die Antragstellung verbunden sein (BG, CZ, IE, IT, NL, PL, SI, SK, RO
und UK) oder Rechtsbehelfe mit automatisch aufschiebender Wirkung aberkennen (AT, CZ,
ES, NL, FI, FR, IT, SE, SK und UK).

Die Mitgliedstaaten kénnen den Antrag als unbegriindet oder offensichtlich unbegriindet nur
dann ablehnen, wenn die Person die Voraussetzungen fur die Zuerkennung von
internationalem Schutz nicht erfallt. In CZ, FI, EL, IT, LV, LT, MT, PL, PT, SK und S|
konnen Antrdge alerdings als unbegrindet oder offensichtlich unbegrindet abgelehnt
werden, wenn die Asylbehtrde einen Umstand gemal3 Artikel 23 Absatz 4 der Richtlinie
feststellt. In BG, CZ, FI, FR, DE, HU, LT, MT und SI weichen die entsprechenden nationalen
Bestimmungen dartiber hinaus meist vom Wortlaut der Richtlinie ab.

5.2.2. Unazulassige Antrége (Artikel 25 Absatz 2)

Die Moglichkeit, auf eine Prifung des Antrags zu verzichten, wenn ein anderer Mitgliedstaat
die Fluchtlingseigenschaft zuerkannt hat, wurde in BG, CZ, CY, FI, HU, SK, EL, ES, IT, LV,
MT, PL, PT, Sl und im UK umgesetzt. In BG, CZ, CY, HU, EE, EL, ES, FI, DE, IE, IT, LU,
LV, MT, NL, PT, RO, SI, SE, SK und im UK kann ein Antrag as unzulassig betrachtet
werden, wenn die Person aus einem , ersten Asylstaat® kommt. Das Konzept des sicheren
Drittlandes ist im Stadium der Zul&ssigkeit in AT, BG®, RO, SK, CY, EE, EL, ES, FI, LT,
LV, MT, NL, PT, LU, Sl und im UK anwendbar. In BG, NL, CY, MT, Sl und PT kann ein
Antrag as unzulassig betrachtet werden, wenn eine Person einen Status beantragt hat bzw.
einer Person ein Status zuerkannt worden ist, der den Rechten gemald der
Flichtlingseigenschaft entspricht. Identische Folgeantréage werden in AT, CZ, CY, HU, EL,
ES, IT,NL, RO, LV, LT, PL, MT, Sl und im UK als unzulassig betrachtet, wéhrend CY, EL,
PL, MT und PT diesen Begriff auf Antrdge fir vom Antragsteller abhangige Personen
anwenden, fur die frihere Antrage in ihrem Namen gestellt wurden und bel denen sich keine
neuen Tatsachen betreffend ihre Situation ergeben haben.

37 Dies betrifft das beschleunigte Verfahren fir in Gewahrsam befindliche Personen, und die Angaben

beziehen sich auf Arbeitstage. Im Rahmen des nicht aufschiebenden Rechtsbehelfs fir in Gewahrsam
befindliche Personen betragt die Frist 6 oder 10 Tage.

Die Angaben beziehen sich auf in Gewahrsam befindliche Personen und Arbeitstage. Die Frist kann auf
bis zu 8 Tage verlangert werden.

Die Angaben beziehen sich auf in Gewahrsam befindliche Antragsteller.

38

39

40 Die Angaben beziehen sich auf in Gewahrsam befindliche Antragsteller.

4 In |E dauert das vorrangige Verfahren in der Praxis 17 bis 20 Arbeitstage.

a2 In Fl und PT betrégt die durchschnittliche Frist in der Praxis entsprechend 67 bzw. 30 Tage.
43

In BG kann dieser Grund, wie in Abschnitt 5.2.1 beschrieben, im Rahmen des beschleunigten
Verfahrens angewendet werden.
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BE und FR haben Artikel 25 Absatz 2 nicht umgesetzt. Eine Reihe von Mitgliedstaaten, die
diesen Artikel nicht anwenden, verfligen Uber kein gesondertes Zulassigkeitsverfahren (z. B.
EE, FI, IE, IT, NL); andere (z. B. AT, BG, ES und PT) besitzen ein vorlaufiges Verfahren, in
dem sowohl die Zuléssigkeit als auch stichhaltige Kriterien geprift werden. In verschiedenen
Fdlen sehen die nationalen Rechtsvorschriften Unzuléssigkeitsgrinde vor, die den
Bestimmungen in Artikel 25 Absatz 2 nicht entsprechen™.

5.2.3. Konzept des ersten Asylstaats (Artikel 26)

Die Mitgliedstaaten kénnen ein Drittland nur dann als ersten Asylstaat eines Antragstellers
ansehen, wenn der Asylbewerber in dem betreffenden Staat als Fllchtling anerkannt wurde
und er diesen Schutz weiterhin in Anspruch nehmen kann oder ihm in dem betreffenden Staat
anderweitig ausreichender Schutz gewahrt und er von diesem Staat wieder aufgenommen
wird. AT, BE, FR, LT und PL haben dieses optionale Konzept nicht umgesetzt. In BG, CY,
CZ, EE, ES, DE, EL, HU, IE, IT, LV, LU, PT, RO, SK, Sl und im UK kann die Bestimmung
auf anerkannte Fluchtlinge angewendet werden, wahrend CY, DE, EE, EL, ES, FI, LV, LU,
MT, NL, PT, SI, SE und das UK ebenfalls die Méglichkeit vorsehen, das Konzept auf
Personen anzuwenden, die anderweitig ausreichenden Schutz genief3en. Das Konzept des
ausreichenden Schutzes wird unterschiedlich ausgelegt, u.a ,eine andere Form von
internationalem Schutz* (EE), ,, wirksamer Schutz gemai? der Genfer Konvention* (PT) und
»das Recht eines Aufenthalts oder wirksamen internationalen Schutz zu erlangen” (ES). DE
legt eine Sicherheitsvermutung zugrunde, wenn die Person seit mehr als drei Monaten in
einem anderen Drittland lebt, in dem sie nicht von politischer Verfolgung bedroht ist, und die
NL wenden das Konzept eines fritheren Aufenthaltslandes an®. Sl und EL folgen dem Wortlaut
der Richtlinie wortlich und verweisen auf ausreichenden Schutz. In den Umsetzungsnormen
von EE, DE, SE und FI fehlt die Anforderung, dass das Konzept nur anwendbar ist, wenn eine
Person in dem Drittland wieder aufgenommen wird.

5.24. Konzept des sicheren Drittstaats (Artikel 27)

Das Konzept des sicheren Drittstaats gilt fur den Fall, dass eine Person in einem Drittstaat
Schutz gesucht hat, der sicher und in der Lage ist, Schutz im Sinne der Genfer Konvention
von 1951 zu gewahren und zu dem die Person eine Verbindung hat. BE, DE, FR, IT, PL und
SE haben dieses Konzept nicht umgesetzt; andere Mitgliedstaaten wenden esin der Praxis nur
selten an™. Was die materiellen Kriterien fiir eine Anwendung des Konzepts auf ein Drittland
betrifft, folgen die nationalen Bestimmungen generell dem Wortlaut der Richtlinie oder
spiegeln diesen im Wesentlichen wider. Es liegen Berichte Uber verschiedene Probleme vor.
In CZ und im UK ist in den anwendbaren Rechtsvorschriften nicht festgelegt, dass ein
Drittstaat den Grundsatz der Nicht-Zuriickweisung wahren muss®, und in RO sowie im UK
beziehen sich die nationalen Kriterien nicht auf die Mdglichkeit, einen Antrag auf
Zuerkennung der Fluchtlingseigenschaft zu stellen und Schutz zu erhaten. In FI, IE und LT

Hierzu gehdrt die Moglichkeit, einen Antrag aufgrund des Konzepts des sicheren Herkunftsstaats (M T),
aus fehlendem berechtigten Interesse (BG), aufgrund einer Antragstellung unter Angabe anderer
personlicher Daten (ES) oder fir den Fall, dass die Person einen Aufenthaltsgenehmigung besitzt (EE),
inhaltlich nicht zu prifen.

Dies bezieht sich auf ein Land, in dem die Person eine Aufenthaltserlaubnis erlangt hat bzw. erlangen
kann, die langfristigen Schutz gegen eine Riickkehr bietet.

Berichten zufolge wird das Konzept in der Praxis lediglich von AT, ES, HU, PT und dem UK und nur
in einer begrenzten Zahl von Fallen angewendet.

v Bei CZ betrifft dies Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe b und c. Bei dem UK betrifft dies nur Artikel 27
Absatz 1 Buchstabe c.
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liegt der Schwerpunkt eher auf der Beteiligung an und die Einhaltung von Flichtlings- und
Menschenrechtsvereinbarungen durch das Drittland as auf der Behandlung von Personen
gemal3 den konkreten Kriterien der Richtlinie.

Das Konzept des sicheren Drittstaats kann nur dann angewendet werden, wenn nachweislich
eine Verbindung zu einem Drittstaat besteht, so dass es aufgrund dieser Verbindung
vernunftig erscheint, dass die Person sich in diesen Staat begibt. Die nationalen Mal3nahmen
lassen detaillierte Bestimmungen in dieser Hinsicht vermissen und verweisen lediglich auf
eine Person, die in eéinem Drittland ,,anwesend war” (Sl), das Drittland ,,durchquert hat und an
der Grenze oder innerhalb des Hoheitsgebiets die Gelegenheit hatte, sich mit den Behdrden in
Verbindung zu setzen* (RO und UK), im Drittland ,, verblieben ist oder dieses durchquert hat,
und eine Verbindung besteht, die es der Person grundsétzlich ermdglicht, sich an dieses Land
zu wenden“ (PT), sichim Drittland ,,aufgehalten hat" (CZ) oder in eéinem Drittland ,, wohnhaft
war (BG, EL*® und MT*). In AT, FI*®, LT und SK sind keine einschlagigen Regelungen
festgelegt. In EE, ES, LU, CY sind die Behdrden rechtlich verpflichtet, eine Verbindung
nachzuweisen, ohne dass jedoch die entsprechenden Kriterien festgelegt sind. In den NL gibt
es einschlagige Bestimmungen, und die Behdrden sind u. a. verpflichtet, Art, Lange und
Umstande des Aufenthalts einer Person in einem Drittland zu prifen.

Die Mitgliedstaaten konnen entweder sichere Drittstaaten bestimmen und/oder das Konzept
nach Einzelfallprifung anwenden. BG, CZ, RO, SK, Sl und PT gehen nach dem ersten Ansatz
vor, wahrend AT, EE, ES®, FI, EL, LT, LV, MT, NL und SE die Einzelfallprifung
anwenden. Im UK sind sowohl die Bestimmung sicherer Drittstaaten als auch die Prifung der
Sicherheit im Einzelfall vorgesehen™. Die Ansitze der Mitgliedstaaten weisen Unterschiede
auf und lassen generell notwendige Einzelheiten in Bezug auf eine individuelle Prifung der
Sicherheit im Einzelfall vermissen. In einer Reihe von Mitgliedstaaten ist der Antragsteller
bereits im erstinstanzlichen Verfahren berechtigt, die Sicherheitsvermutung zu widerlegen
(z. B. BG, CZ, EE, FI, NL, SI, SK); in anderen Mitgliedstaaten steht diese Mdglichkeit Gber
das Recht, Rechtsbehelfe einzulegen, zur Verfiigung (z. B. CY, RO, LT, MT, EL*, ES, UK).
Auch wenn der Antragsteller die Sicherheitsvermutung in den meisten Falen aus jedem
beliebigen Grinden anfechten kann, beschranken sich mehrere Mitgliedstaaten auf die
Grunde nach Artikel 3 der EMRK (MT, NL, PT) oder auf die in der EMRK aufgefihrten
Grinde allgemein (UK). In FI und EL sind in den Rechtsvorschriften keine Griinde genannt.
Nach Auffassung der Kommission sind die betroffenen Personen vor einer erstinstanzlichen
Entscheidung Uber ihr Recht, die Anwendung des Konzepts anzufechten, in Kenntnis zu
setzen und kénnen dieses Recht wirksam ausiiben™.

5.25. Schere Herkunftsstaaten (Artikel 29 — 31)

Der Gerichtshof hat die Bestimmungen der Richtlinie beziiglich Verfahren fur die Annahme
und Anderung einer gemeinsamen Minimalliste sicherer Herkunftsstaaten furr nichtig erklart>.

8 In EL verweist das Recht auf eine Aufenthaltsgenehmigung.

49 In MT verweisen die nationalen Rechtsvorschriften auf einen ,bedeutenden Zeitraum® und eine
Verbindung zu dem betreffenden Land.

%0 Die einzige Anforderung ist, dass die Person in dem Land , hétte Schutz genief3en kdnnen®.

o Bezug nehmend auf die Praxis.

%2 In der Praxis wird lediglich nach dem Einzelfallansatz vorgegangen, da keine Liste sicherer Drittstaaten
verabschiedet wurde.

53 Bezug nehmend auf die Praxis. Die Rechtsvorschriften enthalten keine ausdriicklichen Regelungen.

> Dies leitet sich aus dem Grundsatz der Achtung des Anspruchs auf rechtliches Gehdr ab. Siehe
insbesondere Rechtssache C-349/07, Gerichtshof.

% Rechtssache 133/06, Urteil vom 6. Mai 2008.
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Woas die Bestimmung durch die Mitgliedstaaten selbst betrifft, gibt esin BE, IT, PL und SE
keine Liste sicherer Drittstaaten®®. Zwischen den Mitgliedstaaten, die tber Verfahren in
Bezug auf sichere Herkunftsstaaten verfugen, lassen sich erhebliche Unterschiede feststellen.
In CY, EE, HU und EL ist das Konzept auf einzelne Landesteile anwendbar. Eine Reihe von
Mitgliedstaaten (DE, FI, FR, NL und das UK) stiitzt sich u. U. auf Stillhalteklauseln und
wenden daher bei der Bestimmung weniger strenge Kriterien an. Das UK nutzt die
Maoglichkeit, einzelne Landesteile als sicher zu bestimmen oder aber ein Land bzw. einen
Landesteil fur eine bestimmte Gruppe von Personen als sicher zu bestimmen. Wahrend die
nationalen Rechtsvorschriften im Allgemeinen eine Liste sicherer Herkunftsstaaten
beinhalten, wurden diese tatséchlich nur in einigen Mitgliedstaaten (AT, DE, FR, LU, RO, SK
und im UK) angenommen, wobei sich diese Listen inhaltlich sehr stark unterscheiden®’. In
EE, CZ, FI, NL und PT sind keine Listen vorgesehen, und das Konzept kann nach
Einzelfallprifung angewendet werden. In BG, FR, PT, MT und RO schlagen sich die
Kriterien der Richtlinie bezlglich der Betrachtung eines Landes als sicherer Herkunftsstaat
nicht vollsténdig und ausdricklich im nationalen Recht nieder.

Die Anforderung einer Einzelfalprifung wird generell befolgt, entweder als allgemeiner
Grundsatz oder konkret im Kontext des Konzepts des sicheren Herkunftsstaats. Wahrend dies
auch fur die Moglichkeit gilt, die Sicherheitsvermutung anzufechten, werden die Antragsteller
Berichten zufolge u.U. nicht immer Uber die Absicht der Behdrden, das Konzept
anzuwenden, in Kenntnis gesetzt®®. In EE, EL und S| kann bei Verfahren im Zusammenhang
mit sicheren Herkunftsstaaten auf eine personliche Anhdrung verzichtet werden.

5.2.6. Vorlaufiges Verfahren fur Folgeantrage (Artikel 32 — 34)

Nach der Richtlinie haben die Mitgliedstaaten die Moglichkeit, Folgeantrége in einem
vorlaufigen Verfahren daraufhin zu beurteilen, ob diese neue Elemente oder Erkenntnisse
enthalten, die erheblich zu der Wahrschenlichkeit einer Zuerkennung der
Flichtlingseigenschaft beitragen. Ein solches Verfahren gibt esin BE, DE, EL, LU, MT, NL,
PT, RO, SE und SI. In CZ, ES, HU, LV snd vergleichbare Kriterien in ein
Zulassigkeitsverfahren integriert, und in FR sind sie Teil eines beschleunigten Verfahrens.
Die Ausdlegung der Prifung laut Richtlinie dahingehend, was neue Elemente darstellt,
unterscheidet sich erheblich. In EL und LU folgen die Rechtsvorschriften dem Wortlaut der
Richtlinie, DE stiitzt sich auf allgemeine Griinde fur eine Uberpriifung von Verwaltungsakten,
in den NL sind neue Umsténde erforderlich, die nicht prima facie als Grinde fur die
Uberpriifung einer frilheren Entscheidung ausgeschlossen sind, BE priift, ob die neuen
Umstande bedeutende Hinweise auf eine wohl begriindete Angst vor Verfolgung oder eine
reale Gefahr einer erheblichen Schadigung beinhalten, CZ fordert einen Zusammenhang mit
den Grunden fur die Gewahrung von Schutz, und SI, HU, LV und SK legen den Schwerpunkt
auf veranderte Umsténde. In SE sind neue Umstande erforderlich, die ein andauerndes
Hemmnis fur eine Ausweisung darstellen. Die Mitgliedstaaten verpflichten die Antragsteller
generell zur Vorlage von Elementen, die zum Zeitpunkt der friheren Prifung nicht bekannt
waren bzw. nicht bekannt sein konnten.

BE, CZ, PT, RO und SE wenden das vorlaufige Verfahren nur auf Antrdge an, die gestellt
wurden, nachdem Uber einen friheren Antrag entschieden wurde. SI wendet das Verfahren

% Diese Mitgliedstaaten haben allerdings das Konzept einer Liste sicherer Herkunftsstaaten in

Verknipfung mit einer gemeinsamen Liste umgesetzt.
> DE hat 2, FR 18 und das UK 26 Nicht-EU-Staaten bestimm.
%8 Bezug nehmend auf die UNHCR-Studie (iber die Anwendung der Richtlinie tiber Asylverfahren.
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auch auf Antrége an, die nach einer ausdrticklichen Riicknahme des Antrags gestellt wurden,
und DE, ES, EL, HU, LU, MT und die NL wenden die Bestimmungen der Richtlinie tber das
vorlaufige Verfahren auf Antrége an, die entweder nach einer Entscheidung oder der
ausdricklichen oder impliziten Ricknahme des friheren Antrags gestellt wurden. Lediglich
DE wendet das vorlaufige Verfahren auf Personen an, die es gemal3 Artikel 33 der Richtlinie
versaumen, ein Aufnahmezentrum aufzusuchen oder zu einem bestimmten Zeitpunkt bei den
Behorden vorstellig zu werden.

In CZ, DE, EL, LU, MT und RO kann gemaf3 den Bestimmungen Uber Folgeantrége auf eine
Anhorung verzichtet werden, und in DE, LU, NL, MT und RO sind die betroffenen Personen
verpflichtet, Tatsachen anzugeben und Beweise vorzulegen, die ein neues Verfahren
rechtfertigen. In DE, LU, PT* und MT sind Antragsteller verpflichtet, die neuen
Informationen innerhalb einer festgelegten Frist vorzulegen.

Die Bestimmungen der Richtlinie Gber Folgeantrége wurden in |E nicht umgesetzt. Das UK
arbeitet — abweichend von den Normen der Richtlinie — nach einem System ,erneuter
Antrége’, und in SK sind die Behorden rechtlich lediglich verpflichtet, das Verfahren
einzustellen, wenn die Tatsachen der Félle nach einer Entscheidung Uber den friiheren Antrag
Im Wesentlichen unverandert sind.

5.2.7. Verfahren an der Grenze (Artikel 35)

Verfahren an der Grenze sind in AT, BE, CZ, EE, ES, FR, DE, EL, HU, NL, PT, RO, SK und
Sl vorgesehen; diese unterscheiden sich jedoch in Bezug auf den personlichen
Geltungsbereich, die Grinde und die Arten von Entscheidungen sowie die Fristen fir das
Verfahren und die Garantien erheblich. Sie gelten fur Antragsteller, die Uber keine
Einreisedokumente verfugen (BE, DE, FR, NL, PT), aus einem sicheren Herkunftsland
kommen (DE), gefélschte Dokumente vorlegen (CZ), eine Gefahr fir die nationale Sicherheit
oder die offentliche Ordnung darstellen (CZ) oder deren Identitdt nicht festgestellt werden
kann (CZ). AT, EE, ES, EL, HU, PT, RO und SI® wenden Verfahren an der Grenze auf alle
Antragsteller an, die Asyl entweder allgemein an der Grenze oder an besonderen Orten (z. B.
Flughafen) beantragen.

Grunde fur die Ablehnung eines Asylantrags sind u.a das Konzept des sicheren
Herkunftsstaats (AT, DE, EE), Zulassigkeitsgrinde (EE, ES, HU, SI, PT), unzureichend
begrindete Antrage (AT), offensichtlich unbegriindete Antrége (DE, ES, FR, RO, PT, Sl)
sowie Antrage unter falschen Angaben beziglich Identitdt, Staatsangehorigkeit oder Echtheit
der Dokumente (AT). In EL, NL und CZ wird Uber Antrége an der Grenze auf der Grundlage
allgemeiner Grunde entschieden. Die Frist fur die Entscheidung betrégt zwischen 2 Tage
(DE), 3Tage (RO), 4 Tage (ES, FR), 7 Tage (PT), 8 Tage (HU), 15 Tage (BE) bis zu 30 Tage
(EL, CZ) bzw. 42 Tage (NL). Die nationalen Bestimmungen Uber Verfahren an der Grenze
spiegeln generell die Grundsédtze und Garantien bzw. — im Falle von Verfahren an der Grenze
auf der Grundlage einer Stillhalteklausel®™ - die in Artikel 35 Absatz3 aufgefiihrten
Mindestgarantien wider. So erhalten Personen, die dem Verfahren an der Grenze unterliegen,
im Allgemeinen insbesondere die Mdglichkeit einer personlichen Anhérung. Lediglich die

59
60

In PT liegt die Anwendung einer Frist im Ermessen der Asylbehdrde.

In Sl werden Bestimmungen Uber Verfahren an der Grenze bislang nicht in der Praxis angewendet.

61 Nach Artikel 35 Absatz2 der Richtlinie kdnnen die Mitgliedstaaten Verfahren geméa den am
1. Dezember 2005 geltenden Rechtsvorschriften beibehalten, die von den Grundsétzen und Garantien
abweichen.
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nationalen Vorschriften von EE sehen bei einem Verfahren an der Grenze die Moglichkeit
vor, auf eine personliche Anhorung zu verzichten.

5.2.8. Aberkennung der Flichtlingseigenschaft (Artikel 37 und 38)

Die Bestimmungen der Richtlinie Uber die Aberkennung der Fllchtlingseigenschaft schlagen
sich generell im nationalen Recht nieder. DE nimmt eine optionale Klausel in Anspruch, nach
der esmoglich ist zu entscheiden, dass die Flichtlingseigenschaft gesetzlich verféllt, wenn die
Beendigungsklauseln gelten. In den Jahren 2008 und 2009 wurde in EE, EL, ES, LT, LV,
MT, PT und RO keiner Person die Flichtlingseigenschaft aberkannt, wahrend andere
Mitgliedstaaten (IE, LU, HU, PL, SI, SK und SE) Zahlen von maximal 25 Fallen im Jahr
berichten. In den Jahren 2008 und 2009 wurde dieses Konzept haufiger in AT (105 Félle), DE
(10 755), FR (220) und I T (95) angewendet.

5.3. Rechtsbehelfe
5.3.1. Zugang zu einem wirksamen Rechtsbehelf (Artikel 39)

Die Mitgliedstaaten sind nach der Richtlinie verpflichtet, den Zugang zu einem wirksamen
Rechtsbehelf vor einem Gericht oder Tribunal zu gewéhrleisten, einschlégige
Verfahrensbestimmungen und Fristen festzulegen sowie Regelungen bezliglich des Rechts,
sich bis zur Entscheidung Uber den Rechtsbehelf in dem betreffenden Mitgliedstaat
aufzuhalten, zu schaffen. In der Mehrzahl der Mitgliedstaaten fungiert ein Gericht als erste
Berufungsbehtrde. Hierbei kann es sich um Speziagerichte (AT, FR und SE),
Verwaltungsgerichte (BG, EE, EL, ES, FI, FR® DE, LV, LT, LU, SI) oder Gerichte
adlgemeiner Zustandigkeit (CZ, IT, HU, NL, RO, SK und UK®) handeln. Spezialisierte
Tribunale gibt esin BE, CY, IE, MT, PL und im UK. Im UK werden Rechtsbehelfe in Fallen,
die die nationale Sicherheit betreffen, vor der Special Immigration Appeals Commission
gehdrt. EL ist der einzige Mitgliedstaat, in dem das oberste Verwaltungsgericht (der Staatsrat)
als einzige Berufungsinstanz gegen Asylentscheidungen der Asylbehérde fungiert.

Die Fristen fur die Antragstellung unterscheiden sich erheblich, und zahireiche
Mitgliedstaaten haben diese Frist fur Entscheidungen gemdl Artikel 23 Absatz 4, 28
Absatz 2, 32 und/oder 35 der Richtlinie und Entscheidungen, die in Gewahrsam befindliche
Antragsteller betreffen, verkirzt. Die generelle Frist betrégt 8 Tage in PT, 10 Tagein EE, LV
und im UK, 14 Tagein AT, BG, DE, LT und PL, 15 Tagein CZ, HU, IE** und SI, 20 Tagein
CY, 21 Tagein SE, 28 Tagein den NL®, 30 Tage in BE, FI, FR, EL, IT und SK und 60 Tage
in EL und ES. Die verkiirzten Fristen sind 2 Tage in FR, RO und im UK, 3 Tage in SI, DE®
und PT, 5Tage in PL und im UK®, 7 Tage in BG, CZ, DE und den NL®, 10 Tage in CY,
15Tagein BEund IT und 20 Tagein SK. In EE, FI, EL, LT, LV, PL und SE ist die Frist fur
alle Asylentscheidungen gleich.

62 Bezug nehmend auf Entscheidungen, die Einreise abzulehnen und Entscheidungen, ein beschleunigtes

Verfahren anzuwenden.

Bezug nehmend auf Entscheidungen, bei denen eine richterliche Prifung zwingend erforderlich ist.

64 In |E betragt die Frist 15 Arbeitstage.

6 Bezug nehmend auf das erweiterte Verfahren. Die gesetzliche Frist betrégt 4 Wochen.

66 Bezug nehmend auf Verfahren an der Grenze.

o7 Bezug nehmend auf in Gewahrsam befindliche Antragsteller. Bei beschleunigten Verfahren betrégt die
Frist 2 Tage.

Bezug nehmend auf das Verfahren in einem Antragszentrum.

63

68

16

DE



DE

Der Grundsatz der automatisch aufschiebenden Wirkung gilt fir alle Rechtsbehelfe, die in
BG, HU, IE, LT, LU und PT bel der ersten Berufungsbehdrde eingelegt werden. In anderen
Mitgliedstaaten weichen die anwendbaren Ausnahmen stark voneinander ab und beziehen
sich auf die Entscheidung, einen Folgeantrag nicht weiter zu prifen (BE, DE, ES, LV, MT,
NL, SI, RO und UK), die Ablehnung einer Wiederer6ffnung der Prifung (CZ, DE, Sl),
Entscheidungen im Rahmen von Vefahren an der Grenze (CZ, DE),
Unzul&ssigkeitsentscheidungen (AT, CZ, FI, DE, IT, PL, SK und UK), Entscheidungen
gemald Artikel 23 Absatz 4 und/oder 28 Absatz 2 der Richtlinie (AT, CY, CZ, FI, FR, DE, IT,
SE, SlI, SK und UK), Entscheidungen gemal} Artikel 23 Absatz 3 der Richtlinie (NL) sowie
Entscheidungen, die in Gewahrsam befindliche Antragsteller betreffen (IT, NL). In EL und
ES hat kein Rechtsbehelf automatisch aufschiebende Wirkung in Bezug auf eine Ausweisung.
Bei Rechtsbehelfen ohne aufschiebende Wirkung stehen im Allgemeinen einstweilige
Malinahmen zur Verfliigung. Allerdings ist das Recht des Antragstellers, sich bis zur
Entscheidung Uber den Rechtsbehelf in dem betreffenden Mitgliedstaat aufzuhalten, fir
einstweilige Maldnahmen in CZ, EL und SK nicht gesetzlich garantiert. In mehreren anderen
Mitgliedstaaten kann eine Ausweisung bel Entscheidungen Uber Folgeantrage (FI, NL) oder
in Féllen, in denen Personen eine Gefahr fur die offentliche Ordnung oder die nationale
Sicherheit darstellen (NL), unverziglich durchgesetzt werden. Im UK, wo es im Inneren des
Hoheitsgebiets kein Recht auf Rechtsbehelfe gibt, kann eine Entscheidung lediglich durch
Ersuchen um eine richterliche Uberpriifung oder durch Einlegen eines Rechtsbehelfs aus dem
Ausland angefochten werden.

In der Mehrzahl der Mitgliedstaaten ist die erste Berufungsbehdrde fur die Prifung sowohl
der tatséchlichen a's auch der rechtlichen Begriindung zustandig. Allerdings priift das Gericht
in EL und Sl lediglich die Rechtméfdigkeit der erstinstanzlichen Entscheidungen. Im UK wird
bei der richterlichen Prifung die Begriindetheit der Entscheidung nicht umfassend gepruft,
und in den NL wird die tatsachliche Begrindung der Asylbehdrde nur beschrankt gepruift.
Wihrend in BE®, BG, ES, FI, FR, DE”, IT und im UK ein Gericht oder Tribunal befugt ist,
eine Ex-nunc-Prufung des Falls durchzufiihren, erlegen andere (z. B. CZ, SI und NL)
Einschrankungen im Hinblick auf die M6glichkeit auf, neue Beweise zu berticksichtigen.

Der Gerichtshof der Europdischen Union hat sich bis dato lediglich in einem Fall mit einer
Vorlage zur Vorabentscheidung in Bezug auf die Richtlinie befasst’. Diese Situation wird
sich moéglicherweise mit dem Inkrafttreten des Lissabon-Vertrags andern, der es nationalen
Gerichten aller Instanzen ermdglicht, den Gerichtshof um Auslegungsempfehlungen zu
ersuchen und so zu einer einheitlicheren Anwendung der Richtlinie beizutragen.

6. SCHLUSSFOL GERUNG

Die vorliegende Auswertung bestétigt, dass einige der optionalen Bestimmungen und
Abweichklauseln der Richtlinie zur Zunahme voneinander abweichende Regelungen in der
EU gefuhrt haben und dass sich die Verfahrensgarantien zwischen den Mitgliedstaaten
erheblich unterscheiden. Dies gilt vor alem in Bezug auf die Bestimmungen Uber
beschleunigte Verfahren, den , sicheren Herkunftsstaat”, den ,,sicheren Drittstaat”, personliche
Anhorungen, Rechtsberatung und den Zugang zu einem wirksamen Rechtsbehelf. Es bestehen

69
70
71

In BE unterliegt die VVorlage neuer Elemente jedoch bestimmten Bedingungen.

Mit Ausnahme von Féllen, die als offensichtlich unbegriindet abgel ehnt werden.

Rechtssache C-69/10. Das Verwaltungsgericht von Luxemburg fragte im Wesentlichen an, ob nach der
Richtlinie ein Rechtsbehelf gegen die Entscheidung, den Antrag im Rahmen eines beschleunigten
Verfahrens zu bearbeiten, erforderlich ist.
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also weiterhin wichtige Unterschiede. Dartiber hinaus wurden in einer Reihe von Féllen eine
unvollstandige und/oder inkorrekte Umsetzung sowie Fehler bei der Durchfihrung der
Richtlinie ermittelt. Die kumulative Wirkung dieser Mangel kann Verfahren moglicherweise
anfallig fUr Dienstfehler machen. In dieser Hinsicht ist erwdhnenswert, dass ein betréchtlicher
Anteil der erstinstanzlichen Entscheidungen in der Berufung aufgehoben wird.

Der vorliegende Bericht zeigt, dass das Ziel einer Chancengleichheit in Bezug auf faire und
effiziente Asylverfahren noch nicht vollstandig erreicht ist. Die Kommission wird weiter alle
Fale prifen und verfolgen, bel denen Probleme der Umsetzung und/oder Durchfiihrung
ermittelt wurden, um die korrekte und einheitliche Anwendung der Richtlinie zu fordern und
um die uneingeschrankte Achtung des Grundsatzes der Nichtzurlickweisung und anderer in
der EU-Charta verankerter Rechte zu gewdhrleisten. Den verfahrenstechnischen
Abweichungen aufgrund der haufig vagen und zweideutigen Normen ist lediglich durch
gesetzliche Anderungen beizukommen. Auf der Grundlage einer eingehenden Beurteilung der
Durchsetzung der Richtlinie hat die Kommission entsprechend am 21. Oktober 2009 einen
Vorschlag zur Neufassung der Richtlinie angenommen, um die ermittelten Mangel zu
beheben.

18

DE



	1. EINLEITUNG
	2. HISTORISCHER UND POLITISCHER HINTERGRUND
	3. ÜBERWACHUNG UND STAND DER UMSETZUNG
	4. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
	4.1. Begriffsbestimmungen (Artikel 2)
	4.2. Anwendungsbereich und zuständige Behörden (Artikel 3 und 4)

	5. SPEZIELLE BESTIMMUNGEN
	5.1. Grundsätze und Garantien
	5.1.1. Zugang zum Verfahren (Artikel 6)
	5.1.2. Berechtigung zum Verbleib im Mitgliedstaat (Artikel 7)
	5.1.3. Anforderungen an die Entscheidungsfindung und Garantien für Asylbewerber (Artikel 8, 9 und 10)
	5.1.4. Persönliche Anhörung (Artikel 12, 13 und 14)
	5.1.5. Rechtsberatung und -vertretung (Artikel 15 und 16)
	5.1.6. Garantien für unbegleitete Minderjährige (Artikel 2 Buchstabe i und 17)
	5.1.7. Rücknahme des Antrags (Artikel 19 und 20)

	5.2. Erstinstanzliche Verfahren
	5.2.1. Prüfungsverfahren und unbegründete Anträge (Artikel 23 und 28)
	5.2.2. Unzulässige Anträge (Artikel 25 Absatz 2)
	5.2.3. Konzept des ersten Asylstaats (Artikel 26)
	5.2.4. Konzept des sicheren Drittstaats (Artikel 27)
	5.2.5. Sichere Herkunftsstaaten (Artikel 29 − 31)
	5.2.6. Vorläufiges Verfahren für Folgeanträge (Artikel 32 − 34)
	5.2.7. Verfahren an der Grenze (Artikel 35)
	5.2.8. Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft (Artikel 37 und 38)

	5.3. Rechtsbehelfe
	5.3.1. Zugang zu einem wirksamen Rechtsbehelf (Artikel 39)


	6. SCHLUSSFOLGERUNG

